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Kürzlich verbarrikadierte sich einer unserer ehemaligen Patien−
ten in seiner Wohnung und warf Gegenstände aus dem Fenster.
Ein anderer wurde im Rahmen einer akuten Psychose gegen sei−
ne Mutter tätlich. In beiden Fällen riefen die Nachbarn schließ−
lich die Polizei. Was war geschehen? Beide Patienten waren
schon lange vor dieser Eskalation aus dem psychiatrischen Ver−
sorgungssystem ¹herausgefallen“ und hatten gegen ärztlichen
Rat ihre Medikamente abgesetzt. Die behandelnden niedergelas−
senen Nervenärzte hatten ein oder zwei Mal versucht telefonisch
Kontakt aufzunehmen, der sozialpsychiatrische Dienst, der gera−
de eine massive Kürzung seiner Personalstellen zu verkraften
hat, hatte auch nichts bewirken können und die Angehörigen
waren überfordert. In beiden Fällen eskalierte die Situation und
es kam zu Polizeieinsätzen, mit erheblicher Gewaltanwendung,
die für alle Beteiligten sehr belastend waren. Unnötig zu sagen,
dass Patienten bei solchen Polizeieinsätzen massiv traumatisiert
und stigmatisiert werden [1, 2]. In den genannten Fällen kam es
auch noch zu Vorwürfen gegenüber den Polizeibeamten wegen
¹unnötiger und übertriebener Gewaltanwendung“. Waren das
unvermeidbare Notfälle oder wurde im Vorfeld etwas versäumt,
für das die Polizisten den Kopf hinhalten mussten?

Betrachtet man die Literatur zu Gewalt in Verbindung mit psy−
chisch Erkrankten, so kommt es überzufällig häufig zu Gewalt−
anwendung im Kontext mit einem Herausfallen aus dem psychi−
atrischen Versorgungssystem, mit medikamentöser Noncompli−
ance und mit Alkohol− und Drogenmissbrauch [3, 4]. Also, jeweils
in Verbindung mit Faktoren, die wir Psychiater beeinflussen
könnten und die eigentlich in unseren Verantwortungsbereich
fallen. Das ¹Herausfallen“ der Patienten aus dem Versorgungs−

system wird jedoch häufig gar nicht registriert und löst viel zu
selten wirksame Gegenmaßnahmen aus. Unser überwiegend
auf ¹Komm“−Strukturen aufgebautes ambulantes Versorgungs−
system belohnt nachgehende Maßnahmen so unzureichend,
dass sie kaum angeboten werden. Eskaliert die Situation, wird
die Polizei alarmiert und dieser bleibt dann meist nichts anderes
übrig, als die Patienten in eine Klinik einzuweisen. Die Polizeibe−
amten werden letztlich gerufen, weil unser psychiatrisches Ver−
sorgungssystem im Vorfeld versagt hat.

Wie häufig Polizisten zu psychisch erkrankten Menschen geru−
fen werden, zeigen aktuelle Zahlen aus den Einsatzstatistiken.
Allein im Raum München kam es 2004 zu über 3500 Polizeiein−
sätzen im Zusammenhang mit psychisch Kranken, 1167 davon
führten zu stationären Einweisungen gegen den Willen der Pa−
tienten. Alle Beteiligten wünschen sich natürlich, dass die Poli−
zisten solche Einsätze kompetent und einfühlsam durchführen.
Die Beamten selbst fühlen sich aber hierauf oft nicht optimal vor−
bereitet oder häufig ¹fehl am Platz“ und wünschen sich mehr Un−
terstützung von psychiatrischer Seite [5± 8].

Polizeibeamte stellen deshalb eine wichtige Zielgruppe für Auf−
klärungs− und Anti−Stigma−Aktivitäten dar. Sie haben häufig
Kontakt mit psychisch erkrankten Menschen [1, 4, 8± 12], zu de−
nen sie meist dann gerufen werden, wenn die Situation bereits
eskaliert ist. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass
Polizeibeamte eine negative Einstellung gegenüber psychisch Er−
krankten [13] haben, die sie als ¹unberechenbar“ einschätzen
[13] und von denen sie häufig gewalttätiges und abnormes Ver−
halten erwarten [2,10]. Manche Autoren beschrieben das Verhal−
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ten von jungen Beamten gegenüber psychisch Erkrankten sogar
als ¹grob“ [6]. Trotz dieser häufigen und problematischen Kon−
takte mit psychisch Kranken, werden Polizeibeamte im Rahmen
ihrer Ausbildung auf solche Begegnungen kaum vorbereitet
[1, 4,12,14]. Derzeit finden im deutschsprachigen Raum zwar
sporadisch Vortragsveranstaltungen für Polizisten zum Thema
¹Psychische Krankheiten“ statt, jedoch gab es bislang noch keine
systematischen Ausbildungsprogramme, in denen Polizisten auf
den Umgang mit psychisch Kranken vorbereitet werden.

Um diese Situation zu verbessern wurde in den Jahren 2001 und
2002 von der Anti−Stigma−Organisation ¹BASTA ± dem Bündnis
für psychisch erkrankte Menschen“, ein trialogisches Seminar
zur Ergänzung der Polizeiausbildung entwickelt. In Zusammen−
arbeit mit Betroffenen und Angehörigen, die in der Vergangen−
heit persönliche Erfahrungen mit der Polizei gemacht hatten,
wurden Unterrichtseinheiten zum Thema ¹Umgang mit sozial
diskriminierten Minderheiten“ an der Beamtenfachhochschule
Fürstenfeldbruck bei München eingerichtet. Durch das Seminar
und den persönlichen Kontakt mit der trialogischen Arbeitsgrup−
pe sollen Berührungsängste der Polizeibeamten gegenüber Be−
troffenen und Angehörigen abgebaut werden. Das Seminar glie−
dert sich in drei Unterrichtseinheiten. In der ersten Seminarein−
heit stehen persönliche Erlebnisberichte der Betroffenen und
Angehörigen über ihre Erfahrungen mit Polizeibeamten im Zen−
trum. Im zweiten Unterrichtsabschnitt wird die Klasse in Klein−
gruppen eingeteilt und die Beamten beschäftigen sich mit dem
persönlichen (subjektiven) Erfahrungsbericht eines Betroffenen,
der seinen Polizeikontakt beschreibt. Die Aufgabe der Polizisten
besteht darin, Verbesserungsvorschläge zu sammeln, mit denen
die beschriebene Situation einen positiveren Verlauf nehmen
hätte können. Zum Schluss werden Schwierigkeiten, die im Kon−
takt zwischen Betroffenen, Angehörigen und Polizisten auftre−
ten, ausführlich diskutiert, wobei ausgewählte Themen zur Spra−
che kommen (verschiedene Krankheitsbilder, Vulnerabilitäts−
Stress−Bewältigungs−Modell, Dopaminhypothese, Frühwarnzei−
chen/Krisenplan, medikamentöse Therapieoptionen, Rückfall−
prophylaxe, Psycho− und Soziotherapie).

Im Rahmen dieses Projekts wurde allen Beteiligten deutlich, dass
die Defizite unseres psychiatrischen Versorgungssystems für
viele Polizeieinsätze mitverantwortlich sind. Es wurde klar, dass
für ¹unnötige“ Gewaltanwendungen niemand einseitig verant−
wortlich ist. Die im Rahmen dieses Polizeiprojektes erfolgende
persönliche Begegnung zwischen Polizeibeamten, Betroffenen,
Angehörigen und Psychiatrieprofis war für alle Beteiligten sehr
hilfreich. So erwies sich beispielsweise die große Kompetenz
der Polizisten beim Thema ¹Deeskalationsstrategien“ als infor−
mativ und lehrreich für die beteiligten Referenten. Offensichtlich
wurde auch, dass ein gut funktionierendes sozialpsychiatrisches
Versorgungssystem, in dem präventive Maßnahmen nieder−
schwellig und nachgehend angeboten werden, viele Polizeiein−
sätze verhindern könnte. Wie so etwas trotz aller Sparmaßnah−
men finanziert werden kann, zeigen u. a. neuere Modelle zur in−
tegrierten Versorgung psychiatrischer Patienten [15].

Vielleicht schaffen wir es ja eines Tages, unser Versorgungssys−
tem so gut auf eine wirksame Prävention auszurichten, dass Po−
lizeieinsätze bei psychisch Erkrankten zur Seltenheit werden.
Nicht nur aus Anti−Stigma−Sicht wäre dies wünschenswert. Bis
es aber soweit ist, sollten Projekte für Polizeibeamte [1, 8,
13,16 ±19] unterstützt werden, die dazu beitragen, dass Begeg−
nungen zwischen Polizisten und Betroffenen so einfühlsam und
situationsgerecht wie möglich verlaufen. Für interessierte Anti−
Stigma−Gruppen, die Polizeiprojekte in einem anderen Bundes−
land anbieten wollen, sind Materialien und Erfahrungsberichte
über die angegebene Kontaktadresse erhältlich.
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